
 

1. Arbeitsrechtliche Beziehungen  
1.1 Der Abschluss eines Arbeitnehmerüberlassungsvertrages (im Fol-
genden „AÜV“) begründet keine arbeitsrechtliche Beziehung zwi-
schen dem Zeitarbeitnehmer und dem Auftraggeber. Arbeitgeber ist 
der Auftragsnehmer. 
1.2 Für die Dauer des Einsatzes bei dem Auftraggeber obliegt diesem 
die Ausübung des arbeitsbezogenen Weisungsrechts. Der Auftragge-
ber wird dem Zeitarbeitnehmer nur solche Tätigkeiten zuweisen, die 
dem mit dem Auftragnehmer vertraglich vereinbarten Tätigkeitsbe-
reich unterliegen und die dem Ausbildungsstand des jeweiligen Zeit-
arbeitnehmers entsprechen. Im Übrigen verbleibt das Direktionsrecht 
bei dem Auftragnehmer. 
1.3 Der Zeitarbeitnehmer ist zur Geheimhaltung aller Geschäftsange-
legenheiten des Auftraggebers sowohl während als auch nach Been-
digung der Überlassung verpflichtet.  
 
2. Fürsorge-/ Mitwirkungspflichten des Auftraggebers/ 
Arbeitsschutzmaßnahmen  
2.1 Der Auftraggeber übernimmt die Fürsorgepflicht im Zusammen-
hang mit Arbeitsschutzmaßnahmen am Beschäftigungsort des Zeitar-
beitnehmers. Er stellt den Auftragnehmer insoweit von sämtlichen 
Ansprüchen des Zeitarbeitnehmers sowie sonstiger Dritter frei, die 
aus einer nicht oder nicht ausreichenden Wahrnehmung dieser Pflicht 
resultieren.  
2.2 Der Auftraggeber wird sicherstellen, dass die am Beschäftigungs-
ort des Zeitarbeitnehmers geltenden gesetzlichen Vorschriften des 
Arbeitsschutzrechts (insbesondere Arbeitszeit und Arbeitssicherheit) 
eingehalten werden. Der Auftraggeber wird den Zeitarbeitnehmer vor 
Beginn seiner Tätigkeit einweisen und über etwaig bestehende be-
sondere Gefahren der zu verrichtenden Tätigkeit sowie Maßnahmen 
zu deren Abwendung aufklären. Der Auftraggeber gestattet dem Auf-
tragnehmer nach vorheriger Absprache den Zutritt zum Tätigkeitsort 
der Zeitarbeitnehmer, um sich von der Einhaltung der arbeitssicher-
heitstechnischen Maßnahmen zu überzeugen. 
2.3 Bei einem Arbeitsunfall des Zeitarbeitnehmers ist der Auftragneh-
mer unverzüglich zu benachrichtigen. 
 
3. Zurückweisung/Austausch von Zeitarbeitnehmern  
3.1 Der Auftraggeber ist berechtigt einen Zeitarbeitnehmer durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Auftragnehmer zurückzuwei-
sen, wenn ein Grund vorliegt, der den Auftragnehmer zu einer außer-
ordentlichen Kündigung des Arbeitsverhältnisses mit dem Zeitarbeit-
nehmer berechtigen würde. Im Falle der Zurückweisung ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, andere fachlich gleichwertige Zeitarbeitneh-
mer an den Auftraggeber zu überlassen.  
3.2 Stellt der Auftraggeber innerhalb der ersten vier Stunden fest, 
dass der überlassene Zeitarbeitnehmer nicht für die vorgesehene Tä-
tigkeit geeignet ist und besteht er auf Austausch, werden ihm, nach 
vorheriger Rücksprache, bis zu vier Arbeitsstunden nicht berechnet.  
3.3 Darüber hinaus ist der Auftragnehmer jederzeit berechtigt, aus 
organisatorischen oder gesetzlichen Gründen an den Auftraggeber 
überlassene Zeitarbeitnehmer auszutauschen und fachlich gleichwer-
tige Zeitarbeitnehmer zu überlassen. 
 
4. Leistungshindernisse/Rücktritt 
4.1 Der Auftragnehmer wird ganz oder zeitweise von seiner Leis-
tungspflicht befreit, wenn und soweit die Überlassung von Zeitarbeit-
nehmern durch außergewöhnliche Umstände, die nicht durch den 
Auftragnehmer schuldhaft verursacht wurden, dauernd oder zeit-
weise unmöglich oder unzumutbar erschwert wird (z.B. durch Ar-
beitskampfmaßnahmen im Unternehmen des Auftraggebers oder –
Abnehmers (Streik, Aussperrung, etc.), hoheitliche Maßnahmen, Na-
turkatastrophen u. ä.). Darüber hinaus ist der Auftragnehmer in den 
genannten Fällen berechtigt, vom AÜV zurückzutreten.  
4.2 Nimmt der Zeitarbeitnehmer seine Tätigkeit entgegen der Verein-
barung nicht oder nicht zeitgerecht auf, wird der Auftraggeber den 
Auftragnehmer unverzüglich unterrichten. Der Auftragnehmer wird 

sich nach besten Kräften bemühen, kurzfristig eine Ersatzkraft zu 
stellen. Unterbleibt die unverzügliche Anzeige durch den Auftragge-
ber, stehen diesem Ansprüche aus und im Zusammenhang mit der 
nicht oder nicht rechtzeitig erfolgten Aufnahme der Tätigkeit durch 
den Zeitarbeitnehmer gegen den Auftragnehmer nicht zu. 
 
5. Abrechnung  
5.1 Bei sämtlichen von dem Auftragnehmer angegebenen Verrech-
nungssätzen handelt es sich um Nettoangaben. Der Auftragnehmer 
wird dem Auftraggeber bei Beendigung des Auftrages - bei fortdau-
ernder Überlassung wöchentlich - eine Rechnung unter Ausweis der 
gesetzlichen Mehrwertsteuer stellen, es sei denn die Parteien verein-
baren ausdrücklich eine abweichende Abrechnungsweise.  
5.2 Änderungen des Einsatzortes sowie des Arbeitsbereiches berech-
tigen den Auftragnehmer zur Änderung des Stundenverrechnungs-
satzes.  
5.3 Der Auftragnehmer nimmt die Abrechnung nach Maßgabe der von 
dem Zeitarbeitnehmer überlassenen und von dem Auftraggeber wö-
chentlich unterschriebenen Stunden-nachweise vor. Bei einer tägli-
chen oder wöchentlichen Arbeitszeit des Zeitarbeitnehmers, die über 
die bei dem Auftraggeber geltende regelmäßige tägliche bzw. wö-
chentliche Arbeitszeit hinausgeht, wird der Auftragnehmer Überstun-
denzuschläge entsprechend der im Arbeitnehmer-überlassungsver-
trag getroffenen Vereinbarung berechnen. Gleiches gilt für die Be-
rechnung von Feiertags-, Schicht-, Nachtarbeits- und anderen tarif-
lich vorgesehenen Zuschlägen. Für den Fall, dass dem Auftragnehmer 
Stundennachweise zur Abrechnung nicht vorgelegt werden und dies 
auf ein Verhalten des Auftraggebers zurückgeht, ist der Auftragneh-
mer berechtigt, im Streitfalle eine tägliche Arbeitszeit des Zeitarbeit-
nehmers zu berechnen, die der maximalen täglichen Arbeitszeit von 
Arbeitnehmern nach dem Arbeitszeitgesetz in der jeweils geltenden 
Fassung entspricht (§ 3 ArbZG). Dem Auftraggeber bleibt in diesen 
Fällen vorbehalten, eine geringere Beschäftigungsdauer des Zeitar-
beitnehmers nachzuweisen. 
5.4 Die Rechnungsbeträge sind mit Zugang der Rechnung bei dem 
Auftraggeber sofort – ohne Abzug - fällig und zahlbar. 
5.5 Im Falle des Zahlungsverzuges des Auftraggebers ist der Auftrag-
nehmer berechtigt, den gesetzlichen Verzugszins, mindestens jedoch 
5 % p. a. über dem Basiszins der Deutschen Bundesbank bzw. des 
an seiner Stelle tretenden Finanzierungsinstrumentes der europäi-
schen Zentralbank zu berechnen. 
Außerdem hat der Auftraggeber hat alle Gebühren, Kosten und Aus-
lagen zu tragen, die im Zusammenhang mit jeder gegen ihn rechtlich 
erfolgreichen Rechtsverfolgung außerhalb Deutschlands anfallen. 
Des Weiteren können alle übrigen Forderungen gegen den Auftrag-
geber bei einem Zahlungsverzug sofort fällig gestellt werden. 

 
6. Aufrechnung/Zurückbehaltungsrecht/Abtretung  
6.1 Ein Aufrechnungs- bzw. Zurückbehaltungsrecht des Auftragge-
bers besteht nur für Forderungen, die schriftlich anerkannt oder 
rechtskräftig festgestellt wurden. 
6.2 Der Auftragnehmer hat das Recht, seine Forderungen gegen den 
Auftraggeber an einen Dritten abzutreten. 
 
7. Gewährleistung/Haftung  
7.1 Der Auftragnehmer steht dafür ein, dass die überlassenen Zeitar-
beitnehmer allgemein für die vorgesehenen Tätigkeiten geeignet 
sind; er ist jedoch zur Nachprüfung von Arbeitspapieren, insbeson-
dere von Zeugnissen der Zeitarbeitnehmer, auf Ihre Richtigkeit hin 
und zur Einholung von polizeilichen Führungszeugnissen nicht ver-
pflichtet.  
7.2 Der Auftragnehmer haftet nicht für durch Zeitarbeitnehmer an-
lässlich ihrer Tätigkeit bei dem Auftraggeber verursachte Schäden, es 
sei denn dem Auftragnehmer fällt ein vorsätzliches oder grob fahrläs-
siges Auswahlverschulden zur Last. Im Übrigen ist die Haftung des 
Auftragnehmers auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. 

ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN (AGB) 



 

Dies gilt sowohl für gesetzliche als auch für vertragliche Haftungstat-
bestände, insbesondere im Falle des Verzuges, der Unmöglichkeit, 
des Unvermögens, der Pflichtverletzung oder in Fällen der unerlaub-
ten Handlung. Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit einfacher Erfül-
lungsgehilfen haftet der Auftragnehmer darüber hinaus nur für vor-
hersehbare Schäden.  
 
 
8. Übernahme von Zeitarbeitnehmern/  
Vermittlungsprovision 
8.1 Eine Vermittlung liegt unwiderleglich vor, wenn der Auftraggeber 
oder ein mit ihm rechtlich oder wirtschaftlich verbundenes Unterneh-
men während der Dauer des AÜV mit dem Zeitarbeitnehmer ein Ar-
beitsverhältnis eingeht. Eine Vermittlung liegt auch dann vor, wenn 
der Auftraggeber oder ein mit ihm rechtlich oder wirtschaftlich ver-
bundenes Unternehmen innerhalb von 12 Monaten nach Beendigung 
der Überlassung mit dem Zeitarbeitnehmer ein Arbeitsverhältnis ein-
geht. Dem Auftraggeber bleibt in diesem Fall der Nachweis vorbehal-
ten, dass der Abschluss des Arbeitsverhältnisses nicht aufgrund der 
vorangegangenen Überlassung erfolgt ist. Eine Vermittlung liegt 
ebenfalls unwiderleglich vor, wenn der Auftraggeber oder ein mit ihm 
rechtlich oder wirtschaftlich verbundenes Unternehmen direkt nach 
der Herstellung des Kontaktes zu dem Bewerber durch den Auftrag-
nehmer ohne eine vorherige Überlassung ein Arbeitsverhältnis ein-
geht. 
8.2 Der Auftraggeber ist verpflichtet, dem Auftragnehmer mitzutei-
len, ob und wann ein Arbeitsvertrag abgeschlossen wurde. Wenn im 
Streitfall der Auftragnehmer Indizien glaubhaft macht, die ein Ar-
beitsverhältnis zwischen dem Auftraggeber und dem Zeitarbeitneh-
mer vermuten lassen, trägt der Auftraggeber die Beweislast dafür, 
dass ein Arbeitsverhältnis nicht eingegangen wurde. 
8.3 Im Fall des 8.1 hat der Auftraggeber eine Vermittlungs-provision 
an den Auftragnehmer zu zahlen. Befristete Arbeitsverhältnisse sind 
im gleichen Umfang provisionspflichtig wie unbefristete Arbeitsver-
hältnisse. Die Höhe der Vermittlungsprovision beträgt bei direkter 
Übernahme des Zeitarbeitnehmers ohne vorherige Überlassung 2,5 
Bruttomonatsgehälter. Bei einer Übernahme während der Überlas-
sung beträgt die Vermittlungsprovision bei einer Übernahme inner-
halb der ersten drei Monate der Überlassung 2 Bruttomonatsgehälter, 
bei einer Übernahme innerhalb von sechs Monaten 1,5 Bruttomonats-
gehälter, bei einer Übernahme innerhalb von neun Monaten 1 Brut-
togehalt und bei einer Übernahme innerhalb von zwölf Monaten 0,5 
Bruttomonatsgehälter. Nach dem zwölften Monat wird keine Vermitt-
lungsprovision fällig. 
8.4 Berechnungsgrundlage der Vermittlungsprovision ist das zwi-
schen dem Auftraggeber und dem Zeitarbeitnehmer vereinbarte Brut-
tomonatsgehalt. Der Auftraggeber legt dem Auftragnehmer eine Ko-
pie des unterschriebenen Arbeitsvertrages vor. Bei Unterbrechungen 
in der Überlassung ist der Beginn der letzten Überlassung vor Be-
gründung des Arbeitsverhältnisses maßgeblich. Die Vermittlungspro-
vision ist zzgl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer zu zahlen. Die Provi-
sion ist nach Erhalt der Rechnung sofort – ohne Abzug – fällig und 
zahlbar. 
8.5 Wird der Mitarbeiter aufgrund eines freien Mitarbeiter-vertrages 
bzw. eines Vertrages mit einem Selbständigen für den Auftraggeber 
tätig, gelten die Bestimmungen entsprechend mit der Maßgabe, dass 
anstatt des Bruttomonatsgehaltes das zwischen dem Auftraggeber 
und dem Mitarbeiter vereinbarte monatliche Honorar die Basis der 
Berechnungsgrundlage bildet.  
 
9. Vertragslaufzeit/Kündigung  
9.1 Soweit der AÜV nicht befristet geschlossen wurde, läuft er auf 
unbestimmte Dauer. Der AÜV kann von beiden Seiten mit einer Frist 
von einer Woche zum Wochenende gekündigt werden. Jede Kündi-
gung bedarf der Schriftform, wobei abweichend von § 126 BGB die 
Übersendung einer E-Mail oder eines Telefaxes ausreicht.  
9.2 Davon unberührt bleibt das Recht zur fristlosen Kündigung. Der 

Auftragnehmer ist insbesondere zur fristlosen Kündigung dieser Ver-
einbarung berechtigt, wenn a) die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
über das Vermögen des Auftraggebers beantragt ist, ein Insolvenz-
verfahren eröffnet oder mangels Masse abgewiesen wurde oder ein 
solches droht oder b) der Auftraggeber eine fällige Rechnung auch 
nach erfolgter Mahnung und Fristsetzung nicht ausgleicht.  
9.3 Eine Kündigung des AÜV durch den Auftraggeber ist nur wirksam, 
wenn sie gegenüber dem Auftragnehmer ausgesprochen wird. Die 
überlassenen Zeitarbeitnehmer sind zur Entgegennahme von Kündi-
gungserklärungen nicht befugt. 
 
10. Schlussbestimmungen – Salvatorische Klausel 
10.1 Änderungen und Ergänzungen des AÜV zwischen den Parteien 
sowie dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Schriftform. Die von dem Auftragnehmer überlasse-
nen Zeitarbeitnehmer sind nicht berechtigt Änderungen, Ergänzun-
gen oder Nebenabreden des AÜV mit dem Auftraggeber zu vereinba-
ren.  
10.2 Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus und im Zusammenhang 
mit dem Vertragsverhältnis zwischen dem Auftragnehmer und dem 
Auftraggeber ist der Sitz des Auftragnehmers, Aschaffenburg. 
Es gilt deutsches Recht. 
10.3 Die Geltung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auf-
traggebers, die den Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftrag-
nehmers widersprechen, wird ausgeschlossen. 
10.4 Sollte eine Bestimmung oder ein Teil einer Bestimmung ganz 
oder teilweise unwirksam sein oder werden, so berührt dies nicht die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen.  
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